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POLITIK IN KÜRZE

Schlechte Noten
für die Jobvermittler
NÜRNBERG/BERLIN. Schlechte Noten
für kommunale Arbeitsämter: Die von
Kreisen oder kreisfreien Städten be-
treuten Langzeitarbeitslosen haben of-
fensichtlich geringere Vermittlungs-
chancen bei der Jobsuche als Erwerbs-
lose, die von Jobcenternmit Bundes-
agentur-Beteiligung betreutwerden.
Das zeigenDaten eines Internetportals
des Bundesarbeitsministeriums, in
dem seitMai 2011 die Leistungen der
beiden Jobcenter-Varianten verglichen
werden, und die der Nachrichtenagen-
tur dpa vorliegen. Für denDeutschen
Landkreistag und das Bundesarbeits-
ministeriumhaben die Zahlen des Por-
tals allerdings nur eine begrenzte Aus-
sagekraft, wie Sprecher gestern beton-
ten. Die Bundesagentur für Arbeit (BA)
sieht sich hingegen von denDaten in
ihrer Einschätzung bestätigt. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

EU-Kommission will
mehr Datenschutz
BRÜSSEL.EU-Grundrechtekommissa-
rin Viviane Reding hat gestern in Brüs-
sel Vorschläge für neue Regeln für
Unternehmen, Polizei und andere Be-
hörden gemacht. „Die Bürger haben
nicht immer das Gefühl, die volle
Kontrolle über ihre persönlichen
Daten zu haben“, sagte Reding. Umdas
zu ändern, will sie Bürgern ein „Recht
auf Vergessen“ einräumen. Besonders
ins Visier nimmt Reding soziale Netz-
werkewie Facebook. Diesemüssten
Daten in Zukunft aufWunsch ihrer
Nutzer wieder löschen. Geschäftsbe-
dingungen, die die Privatsphäre betref-
fen,müssen denVorschlägen zufolge
einfach und klar formuliert werden.
Die Zustimmung zur Datenverarbei-
tungmuss ausdrücklich erteilt wer-
den. Der Bundesvorsitzende der Pira-
tenpartei, SebastianNerz, sagte, das
angestrebte „Recht auf Vergessen“ im
Internet offenbare „ein beinahe naives
Verständnis von Technik“. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Ultraorthodoxe greifen
erneut Frau in Israel an
TEL AVIV.Erneut ist eine Israelin Opfer
ultraorthodoxer Juden in der religiö-
senHochburg Beit Schemeschwest-
lich von Jerusalem geworden. Die
Männer hätten die Scheiben ihres
Autos eingeschlagen, die Reifen zersto-
chen, ein Bleichmittel ins Innere des
Wagens geschüttet und die Fraumit
Steinen beworfen, berichteten israeli-
scheMedien gestern. „Ich dachte, dies
ist das Ende, ichwerde sterben“, zitier-
te die Zeitung „Haaretz“ das Opfer Na-
taliMaschiah. Sie wurde bei dem
Überfall leicht amKopf verletzt. Fünf
Verdächtige seien festgenommenwor-
den, sagte der Sprecher der israeli-
schen Polizei,Mickey Rosenfeld. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Meierhofer im Beirat
der Bundesnetzagentur
REGENSBURG/BERLIN.Der Regensbur-
ger Bundestagsabgeordnete Horst
Meierhofer ist von der FDP-Bundes-
tagsfraktion als ordentlichesMitglied
in den Beirat der Bundesnetzagentur
entsandtworden. Einen Schwerpunkt
seiner Arbeit im Beirat sieht der Leiter
der Arbeitsgruppe Energie der FDP-
Bundestagsfraktion in den Bereichen
Elektrizitäts- undGasversorgung. Die
Bundesnetzagentur verhandelt im Zu-
ge der Energiewende unter anderem
mit denÜbertragungsnetzbeitreibern
über Netzentgelte und den Bau neuer
Stromleitungen.
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Internetportal bewertet
IGeL-Leistungen
BERLIN.Ein neues Internetportal infor-
miert ab sofort über Nutzen und Scha-
den von Selbstzahler-Angeboten beim
Arzt. Unter www.igel-monitor.de fin-
den gesetzlich Krankenversicherte
wissenschaftlich fundierte Bewertun-
gen zu den Individuellen Gesundheits-
leistungen (IGeL). „In vielen Fällen
sind diese Leistungen ein großes Är-
gernis und leider (...) in vielen Fällen
sogarmedizinisch bedenklich“, so die
Vorstandsvorsitzende des GKV-Spit-
zenverbands, Pfeiffer. (dpa)

WASHINGTON. Der Wahlkämpfer Bar-
ack Obama ist zurück. Aber mit dem
Präsidentschaftskandidaten von 2008
hat er nicht mehr viel gemein. Seine
letzte Rede zur Lage der Nation in die-
ser Amtszeit macht klar: Obama will
nicht mehr vordringlich die politische
Spaltung im Land überwinden, son-
dern sich als starken Kontrast zu den
Republikanern für den Wahlkampf
positionieren. Er präsentiert sich als
Kämpfer für den einfachen Bürger, die
Konservativen als Beschützer einer rei-
chen Minderheit. Statt „Wandel“ lau-
tet seine Botschaft „Gerechtigkeit“.

Selbstsicher und entschieden wie
lange nicht mehr stellte Obama sein
Volk vor die Wahl: „Wir können uns
entwedermit einem Land zufriedenge-
ben, in dem es einer schrumpfenden
Zahl von Leuten wirklich gut geht,
während eine wachsende Zahl von
Amerikanern kaum über die Runden
kommt“, sagte Obama. „Oder wir kön-
nen eine Wirtschaft wiederherstellen,
in der jeder eine faire Chance erhält, je-
der seinen fairen Beitrag leistet und je-
der sich an dieselben Regeln hält.“

„Bereit, Vorwürfe zu machen“

Am Rednerpult im Kapitol stand ges-
tern nicht ein professoraler, abwägen-
der Obama, sondern ein Präsident, der
den harten Kampf ums Weiße Haus
eröffnete. „Der Ton war schärfer und
er war viel mehr bereit, Vorwürfe zu
machen“, kommentierte die „New
York Times“. Seine Angriffsziele: blo-
ckierende Republikaner im Kongress,
ausbeuterische Banker, Unternehmen,
die Jobs ins Ausland verlagern, und Be-
schützer sozial ungerechter Steuersys-
teme. Unbequeme Themen wie die
Staatsschulden ließ er aus.

So „hart und überzeugend“ wie sel-
ten zuvor sei der einstündige Auftritt
zur Hauptfernsehsendezeit gewesen,
lobte der Politstratege Joe Trippi hin-
terher. Populistisch und inhaltsleer,
kritisierte das konservative „Wall
Street Journal“. Vor allem war es ein
Befreiungsschlag: Die US-Wirtschaft

dümpelt vor sich hin, die Arbeitslosig-
keit ist viel zu hoch und Obamas Um-
fragewerte sind im historischen Ver-
gleichmies. Die Chance wie amDiens-
tag, dem Volk in einem Solo-Auftritt
seine Kernbotschaften zu vermitteln,
wird er kaummehr bekommen.

So griff er zu seiner stärksten Waf-
fe, zu rhetorischer Brillanz. Offensiv,
punktgenau, fast triumphal, wie es in
Kommentaren hieß, präsentierte er
sein Programm der Fairness. Ein
Drahtseilakt: Schließlich, so die Regel,
muss sich der Amtsinhaber in seinem
Lagebericht als Präsident aller zeigen.
Doch diesmal versuchte er gar nicht
erst, die Balance zu bewahren, sondern
stülpte der Opposition einfach seine
Vision über: „Es sind nicht demokrati-
scheWerte oder republikanischeWer-
te, sondern amerikanische Werte. Wir
müssen sie zurückfordern.“

Steuerstreit bei den Republikanern

Namen seiner Opponenten nennt ein
Präsident an so einem Abend nicht.
Dennoch weiß jeder, wen er anspricht.
Viele seiner Äußerungen sind eine
Antwort auf Kritik seiner potenziellen
Herausforderer wie Mitt Romney. Klar
ist, wen er meint, als er sagt: „Ich habe
vor, Obstruktion mit Aktion zu be-
kämpfen.“ 2011 konnte Obama viele
Vorhabenwegen desWiderstandes der
Konservativen im Kongress nicht
durchsetzen – etwa die Steuererhö-
hungen für die Reichen. Obama dringt
darauf, und er weiß, dass er damit an-
kommt. Umfragen zeigen, dass die
Mehrheit hier hinter ihm steht. Ausge-
rechnet Romney hat Obama nur Stun-
den zuvor unfreiwillig einen Glücks-
fall beschert. Unter innerparteilichem
Druck offenbarte Romney, dass er in
den vergangenen zwei Jahren fast 43
Millionen Dollar verdient und darauf
nur 14 Prozent Steuern gezahlt hat.

Die Republikaner wissen, dass die
Steuerfrage ihre Achillesferse sein
könnte. Schon vor der Rede hielten sie
Obama vor, Sozialneid zu schüren. Der
Gouverneur von Indiana, Mitch Da-
niels, stößt in der Antwort der konser-
vativen Partei auf Obamas Rede ins sel-
be Horn: „Kein Merkmal der Obama-
Präsidentschaft war trauriger als seine
steten Bemühungen uns zu spalten,
sich bei einigenAmerikanern anzubie-
dern, indem andere gegeißelt werden.“
Hat Obama es geschafft, die Richtung
des Wahlkampfes zu bestimmen? Um
sicher zu gehen, dass seine Botschaft
ankommt, startete er gestern zu einer
Reise in fünf bei der Wahl sehr um-
kämpfte Bundesstaaten.

Wahlkämpfer
Obamanimmt den
Gegner ins Visier
REDE Einst wollte er Brücken
bauen, jetzt geht es ihmum
seineWiederwahl. Obama
grenzt sich von den Republi-
kanern ab – und präsentiert
sein Programmder Fairness.
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VON GABRIELE CHWALLEK
UNDMARCOMIERKE, DPA

Angriff der politischen Gegner statt Ausgleich – das war der Tenor von
Obamas Rede zur Lage der Nation am Dienstag. Foto: afp

KAIRO. Aus einer friedlichen Kundge-
bung zum ersten Jahrestag des Um-
sturzes in Ägypten ist gestern Abend
eine Protestaktion wütender Bürger
geworden. Auf dem Tahrir-Platz in
Kairo und vor dem Gebäude des staat-
lichen Rundfunks protestierten bis
spät in die Nacht Demonstranten, die
Slogans gegen die Staatsmedien und
den herrschenden Militärrat riefen.
Aktivisten berichteten über den Kurz-
nachrichtendienst Twitter über se-
xuelle Übergriffe auf mehrere Frauen
im Gedränge der Demonstrationen.
Eine Ausländerin sei entkleidet und
fast vergewaltigt worden, hieß es.

Es waren Hunderttausende, viel-
leicht Millionen – allein in Kairo, die
zum ersten Jahrestag des Beginns der

ägyptischen Revolution auf die Stra-
ßen zogen. Einige bejubelten die Revo-
lution, andere demonstrierten gegen
den Militärrat und für die Erfüllung
ihrer Forderungen.

Schon am frühen Vormittag füllte
sich der Platz rasant mit hunderttau-
senden Frauen und Männern aller Al-
tersgruppen und politischer Gesin-
nungen. Saud, ein 43-jähriger Lehrer,
der die Muslimbrüder gewählt hat, ist
gekommen, um das Erreichte zu fei-
ern: „Die Revolution hat uns ein frei
gewähltes Parlament gebracht. Ich bin
stolz darauf. Das Militär ist nicht per-
fekt, aber es hat den Ablauf der Wah-
len sichergestellt. Die Demonstranten
sollten den Platz heute Nacht nicht be-
setzen und dem Parlament Zeit geben,
etwas zu verändern.“ Mit dieser Mei-
nung über das Parlament steht er ex-
emplarisch für die Parteilinie. Kleine
Unterschiede zeigen sich nur bei den
jüngeren Parteimitgliedern, die etwas
militärkritischer sind. Ibrahim, ein
24-jähriger Schreiner und Muslimbru-

der, sagt: „Wir sind hier, um demMili-
tärrat zu zeigen, dass wir weiter für
unsere Rechte kämpfen werden – bis-
her hat das Militär nicht viel verän-
dert. Aber das Land muss auch zur Ru-
he kommen, weshalb wir den Platz
heute Nacht wieder verlassenwerden.

Doch viele vor allem jüngere Men-
schen, wollen mehr. Mohamed, ein
27-jähriger Verkäufer, steht mit einem
Plakat mit der Aufschrift „Militärrat,
hau ab!“ in der Menge: „Der Militärrat
muss sofort die Macht abgeben und
Mubarak sollte exekutiert werden. Sie
haben meine Brüder vor meinen eige-
nen Augen erschossen, vor einem Jahr
war ich genau hier. Ich werde heute
Nacht bleiben. Ich bin hier, um zu
kämpfen, nicht um zu feiern!“ Sein
Freund Hamed, ein Mitglied der Partei
„Die Revolution geht weiter“ stimmt
ihm mit finsterer Miene zu: „Das sind
Kriminelle, diemüssenweg, sofort!“

Am Nachmittag werden die Men-
schenmassen so groß, dass die Zugän-
ge zur U-Bahn Station am Tahrirplatz

geschlossen werden. Die Demonstra-
tion dehnt sich über die Zufahrtsstra-
ßen bis weit in die angrenzenden
Stadtteile aus – der Autoverkehr ist
dort zusammengebrochen. Von über-
all her marschieren zehntausende vor
allem junge Demonstranten zum Tah-
rirplatz. Viele haben Aufklebermit der
Aufschrift „Machtübergabe an das Par-
lament am 25. Januar 2012“ auf ihren
Pullovern, die einen Thron abbilden,
auf dessen Lehne „das Volk“ geschrie-
ben ist. Auf anderen steht: „Ägypti-
sches Blut ist nicht billig“ in Anspie-
lung auf die Toten und nach wie vor
unerfüllten Forderungen.

Es ist wahrscheinlich, dass viele
Demonstranten den Platz besetzt hal-
ten werden. Sie stehen für die außer-
parlamentarische Opposition, die dem
neuen von den Muslimbrüdern domi-
nierten Parlament nicht zutraut, dem
Militärrat die Stirn zu bieten. Die
Großdemonstration erhöht den ohne-
hin schon gewaltigen Druck auf das
erst vier Tage alte Parlament.

Hunderttausende strömen aufKairos Straßen
GROSSDEMOAm ersten Jahres-
tag der Revolution gibt es
einewütende Protestaktion.
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VONMATTHIAS SAILER, MZ
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OBAMAS OFFENE BAUSTELLEN

➤ Jobs: 2009 versprach Obama, neue
Jobs und die Grundlagen für neuen
Wohlstand zu schaffen. Damals waren
mehr als elf Millionen Amerikaner ohne
Arbeit, heute sind es 14Millionen. Im
ersten Jahr seiner Präsidentschaft
schrumpfte die Wirtschaft um 2,6 Pro-
zent. Ein gigantisches Konjunkturpro-
gramm von 787Milliarden Dollar half
aus dem Tal, blieb aber hinter den Er-
wartungen zurück. LautWeißemHaus
schuf die US-Wirtschaft bis November
2011 fast drei Millionen Jobs. Im Dezem-
ber dann ging die Arbeitslosenquote
deutlich auf 8,5 Prozent zurück.
➤ Schulden: Von seinem Vorgänger erb-
te Obama einen Schuldenberg von elf
Billionen Dollar –mittlerweile sind es
mehr als 15 Billionen – wegen derWirt-

schafts- und Finanzkrise, aber auch we-
gen der Kriege im Irak und in Afghanis-
tan sowie Bushs Steuererleichterungen.
Der Staatshaushalt lief auch aus dem
Ruder. Bush fehlten 455Milliarden Dol-
lar, Obama hatte 2011 ein Defizit von 1,3
Billionen. Nur knapp konnte die Zah-
lungsunfähigkeit abgewendet werden.
➤ Verteidigung: Angesichts scharfer
Sparzwänge und neuer globaler Bedro-
hungen sieht sich Obama gezwungen,
die US-Militärstrategie radikal zu über-
holen. Regierung und Kongress verein-
barten über zehn Jahre Einsparungen
von 487Milliarden Dollar. (dpa)
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➥ Ein Video zum Thema finden Sie
unter www.mittelbayerische.de
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